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Flüchtlingssolidarität im Frühherbst 2015
Von Christiane Schneider

Die Zahl der täglich in Hamburg ankommenden Flüchtlinge 
hat sich von 200 im August auf gegenwärtig über 400 mehr 
als verdoppelt. Die vorübergehende Notlösung der Unterbrin-
gung in Zelten droht zu einer Dauereinrichtung zu werden, 
kein/e Verantwortliche/r geht jenseits offi zieller Verlautba-
rungen noch davon aus, dass die Zelte im Winter abgebaut 
sind. Die Massenunterbringung in Hallen wird ausgeweitet. 
Wurden jüngst Container-Lager von bis zu 3.000 Plätzen kon-
zipiert, ist heute bereits von 3.500 und mehr die Rede. 

Über die Herausforderungen in Hamburg sollte die Politik 
der Bundesregierung nicht aus den Augen verloren werden. 
Der Grenzöffnung Anfang September, die Tausenden Flücht-
lingen des »march of hope« den Weg in die Bundesrepublik 
freimachte, folgte das Regime der Grenzkontrollen. Der Aus-
spruch Merkels: »Wenn wir jetzt noch anfangen müssen, uns 
dafür zu entschuldigen, dass wir in Notsituationen ein freund-
liches Gesicht zeigen, dann ist das nicht mehr mein Land«, 
wird brutal konterkariert durch den jüngst öffentlich gewor-
denen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Flüchtlingspo-
litik. Danach soll es Erleichterungen für Flüchtlinge mit »dau-
erhafter Bleibeperspektive« geben – Flüchtlinge dagegen, die 
als »nicht schutzbedürftig« eingestuft werden, und das ist 
die Mehrheit, werden durch drastische Leistungskürzungen 
ins absolute Elend gestoßen und aus dem Land vertrieben. 
Der größere Teil der Flüchtlinge droht im strengen Sinne des 
Wortes vogelfrei zu werden, geächtet und seiner Menschen-
rechte beraubt. Politischer Widerstand ist nötig. Eine erste 
Darstellung und Kritik des Gesetzentwurfes fi ndet sich unter 
www.proasyl.de.

Roma-Gruppe besetzt den Michel
Vor allem den Roma wird, nicht erst seit heute, die Schutzbe-
dürftigkeit abgesprochen. Heute jedoch wird ihre Schutzlo-
sigkeit total. Die letzten »Westbalkanländer« werden zu »si-

cheren Herkunftsländern« erklärt: Mit der unverfänglich 
klingenden Bezeichnung »Westbalkan« wird das Problem 
wegdefi niert, dass es um die Roma geht, darum, dass diese 
einzige europäische Minderheit in ganz Europa keinen 
Schutz mehr fi nden soll. In Bayern ist das erste »Balkanzen-
trum« – also ein Speziallager ganz überwiegend für Roma – 
errichtet worden. Zukünftig droht Roma die Kasernierung bis 
zur Abschiebung. 

Am 17. September besetzte eine Gruppe von Roma in Ham-
burg den Michel. Sie macht mit diesem Schritt auf die ver-
zweifelte Situation der Roma aufmerksam. Wie sich die Beset-
zung bis zum Erscheinen des BürgerInnenbriefs entwickelt, 
ist nicht absehbar. So oder so sollte sie für alle von uns Anlass 
sein, sich mit der Lage der Roma und mit dem tief verwurzel-
ten Antiziganismus in den europäischen Gesellschaften und 
den staatlichen Strukturen auseinanderzusetzen. Obwohl alle 
Welt weiß, dass Roma in den ost- und südosteuropäischen 
Ländern brutal diskriminiert und aus dem Gesundheitswe-
sen, dem Arbeits- und Wohnungsmarkt, dem Bildungssystem 
ausgegrenzt werden, dass sie von rassistischer Gewalt be-
droht sind, dass ihnen das Recht auf ein menschenwürdiges 
Leben geraubt wird, wird in Deutschland weit weniger als ein 
Prozent aller Asylersuchen von Roma anerkannt. Demnächst 
wohl nicht einmal mehr dieser winzige Bruchteil. Alle sollen 
raus. Die Abschiebemaschine läuft schon jetzt auf Hochtou-
ren. Auch langjährig in Hamburg »geduldet« lebende Roma 
und hier geborene und aufgewachsene Kinder und Jugendli-
che werden gnadenlos in ein ihnen fremdes Land abgescho-
ben. 

Wir rufen auf zur Solidarität mit der Roma-Gruppe, die 
gegen ihre Abschiebung kämpft. Lasst uns nicht akzeptie-
ren, dass Schutz und Zufl ucht Suchende gegeneinander aus-
gespielt werden. Aktuelle Infos gibt es unter: romas-in-ham-
burg.blogspot.de oder bei Twitter unter #rjahh. 
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Zusammenbruch staatlicher Strukturen
Die Flüchtlingssolidarität – und damit auch die Flüchtlingspo-
litik der LINKEN in und außerhalb der Bürgerschaft – ist mit 
zwei großen Problemkomplexen konfrontiert:

Erstens sind die staatlichen Strukturen, die die Aufnahme 
und Erstversorgung neu ankommender Zufl ucht suchender 
Menschen gewährleisten sollen, in einem Ausmaß zusam-
mengebrochen, das ich mir bisher nicht hatte vorstellen kön-
nen. Der oft große und kräftezehrende Einsatz der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Verwaltung oder von »fördern & 
wohnen« soll keineswegs geschmälert werden. Aber es man-
gelt, nicht zuletzt auch dank der Kürzungspolitik des Senats 
im Zeichen der Schuldenbremse, an Personal. Und vor allem: 
Die Verwaltungsstrukturen sind auf die Bewältigung der 
mit den Flüchtlingszahlen verbundenen Aufgaben nicht ein-
gestellt. Nichts würde klappen, gäbe es nicht eine überwäl-
tigende Hilfsbereitschaft und Solidarität aus der Stadtgesell-
schaft, die – so gut es geht – sicherstellt, was die Stadt nicht 
schafft: vom Empfang, der Versorgung und Weiterleitung der 
am Hauptbahnhof ankommenden Flüchtlinge über die medi-
zinische Versorgung, die Betreuung und Unterstützung in den 
Einrichtungen und Unterkünften, die Bereitstellung von Hilfe 
bei Behördengängen und Dolmetscherleistungen bis zur Ver-
sorgung mit (Über-)Lebensnotwendigem. Eine Unterstützung 
der ehrenamtlichen Arbeit gibt es praktisch nicht. Oft fehlt es 
an unaufwändigen »Kleinigkeiten« wie z.B. mehrsprachigen 
Informationsblättern, die den Flüchtlingen erleichtern wür-
den, sich zurechtzufi nden. Pessimistisch stimmt vor allem, 
dass der Senat und die Regierungsfraktio nen bisher unfähig 
sind, die Probleme offen zu erörtern, ja auch nur sich selbst 
einzugestehen. Weder mit den vielen Ehrenamtlichen oder 
den Wohlfahrtsverbänden noch mit der parlamentarischen 
Opposition gibt es Gespräche »auf Augenhöhe«. Man habe al-
les im Griff, hören wir in der Bürgerschaft. Ratschläge brau-
che man nicht. Für das von Rot-Grün betriebene und von der 
Bürgerschaft beschlossene »Flüchtlingsforum«, das die Eh-
renamtlichen vernetzen soll und das wohl frühestens im No-
vember stattfi ndet, mangelt es bisher an einem Konzept. Was, 
wenn die unersetzliche Arbeit der Ehrenamtlichen infolge 
der übergroßen Belastung zusammenbricht?

Ankommen – Teilhaben – Bleiben!
Konzept – das ist das Stichwort für den zweiten großen Pro-
blemkomplex: Es gibt kein Konzept. Es gibt keine Strategie. 
Weder für die Erstversorgung noch – und erst recht nicht – 
für die Integration der Flüchtlinge in die Gesellschaft. Seit 
Jahren hat der Senat die Erarbeitung eines solchen Konzepts 
verschlafen, obwohl die Kriege, Konfl ikte und krisenhaften 
Entwicklungen in vielen Teilen der Welt erwarten ließen, 
dass die Zahl der Flüchtlinge stark steigen und viele von ih-
nen auf lange Sicht oder für immer hier bleiben würden. Das 
ist wesentliche Ursache dafür, dass der Senat immer wieder 
neu zu Ad-hoc-Maßnahmen und Notlösungen greift und die 
staatlichen Strukturen nicht funktionieren.

Wir haben als einen ersten grundlegenden Baustein eines 
solchen Konzepts einen Antrag für »ausreichend Wohnraum 

und menschenwürdige Unterbringung für Flüchtlinge« in die 
Bürgerschaft eingebracht und Anfang September zur Debatte 
gestellt. Darin haben wir auf drei Seiten ein ganzes Bündel 
von kurz-, mittel- und langfristig wirkenden Maßnahmen vor-
geschlagen. Es würde den Rahmen des Artikels sprengen, 
auch nur die wichtigsten Maßnahmen vorzustellen. Unser 
Ansatzpunkt ist, zu verhindern, dass absolute Not- und Über-
gangslösungen wie Zelt-Lager, Massenunterbringung in Hal-
len oder Container-Ghettos zu Dauereinrichtungen werden, 
und gleichzeitig die Perspektive des Wohnens (statt Unter-
bringens) in den Blick zu nehmen. Neben der mittel-/langfri-
stig wirkenden Stärkung des sozialen Wohnungsbaus z.B. ist 
die Nutzung (oder auch Winter-Zwischennutzung) von Leer-
stand zentrales Element. Vor diesem Hintergrund ist inakzep-
tabel, dass die SAGA GWG, mit der Forderung nach Zwischen-
nutzung für 80 weitestgehend leerstehende Wohnungen 
in Heimfeld konfrontiert, sofort dazu überging, diese Woh-
nungen durch das Herausschlagen von Fenstern unbewohn-
bar zu machen. Angesichts der absehbar weiter hohen Flücht-
lingszahlen sind natürlich größere Maßnahmen notwendig, 
die Nutzung der über 1.300 leerstehenden SAGA-GWG-Woh-
nungen würde bei weitem nicht ausreichen. Deshalb muss es 
für leerstehende Gebäude einschließlich leer stehender Bü-
rofl ächen ein Sanierungs- und Nutzungskonzept geben, und 
auch die Beschlagnahme von Leerstand darf nicht länger ein 
Tabu bleiben. Das fordern inzwischen mehrere Stadtteilinitia-
tiven (s. auch das nachfolgende Dokument aus St. Georg) und 
sogar Grüne oder CDU-Bürgermeister. Im Einzelnen sind un-
sere Forderungen und Vorschläge in der Drucksache 21/1338 
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strophe! Das kleine Land Libanon hat mit 4,5 Mio. Einwohne-
rInnen 1,2 Mio. Flüchtlinge aufgenommen.

Das Boot ist voll? So ein Bockmist!
Jedes Jahr ziehen sehr viele Menschen aus Deutschland weg. 
2014 waren es laut Statistischem Bundesamt sogar knapp 
914.000 Menschen, die sich für ein Leben in einem anderen 
Land entschieden haben, 2013 knapp 800.000. Der Wande-
rungssaldo (also Zuzüge minus Fortzüge) war in den Jahren 
2009 und 2008 sogar noch negativ! Der Einwanderungs-
Höchstwert seit vielen Jahren lag 2014 bei lediglich 550.000 
Menschen, die effektiv mehr nach Deutschland einwandern 
als auswandern.

Und: Seit über 40 Jahren haben wir in Deutschland einen 
so genannten Sterbeüberschuss (es sterben also mehr Men-
schen als geboren werden), in den vergangenen Jahren lag 
dieser rund um die -200 000 Menschen, jedes Jahr.

914.000 Menschen jährlich, die weggehen; 200.000 Todes-
fälle mehr als Geburten: Also noch ein Grund mehr, die An-
kommenden willkommen zu heißen und es ihnen hier leicht 
zu machen. Denn ich hab keinen Bock, dass mein Freundes-
kreis mal kleiner als 31 Personen wird!

Vielmehr sollten wir uns vor Augen halten, dass das He-
raufbeschwören von Katastrophenszenarien und das Spre-
chen von einer FlüchtlingsKRISE auch dazu dient, die mo-
mentanen Zustände zu legitimieren. 

Dass Tausende unter freiem Himmel oder in Zelten schla-
fen müssen und nicht einmal mit dem Nötigsten versorgt wer-
den, dass landauf, landab Ehrenamtliche massenhaft staatli-
che Leistungen erbringen, das ist keine Katastrophe, die über 
uns hereingebrochen ist. Das ist ein Zustand, der in einem rei-
chen Land wie Deutschland Folge von politischen Entschei-
dungen ist und als solcher auch verantwortet werden muss. 
Den Gefallen, jetzt mit Angst zu reagieren, sollten wir ihnen 
nicht tun. Und gegen Angst hilft Begegnung...

Zur allgemeinen Information nehmen wir hier eine Presse-
mitteilung der Sozialbehörde vom 18.9.2015 auf:

 
6.676 Schutz suchende Menschen aufgenommen
August-Bilanz: Zugangszahlen gegenüber Vormonat nochmals 
deutlich gestiegen

Hamburg hat im vergangenen Monat 6.676 Flüchtlinge auf-
genommen, davon verblieben 2.125 Schutzsuchende in der 
Hansestadt. Der Unterbringungsbedarf hat deutlich zugenom-
men.

Im August 2015 suchten 6.676 Menschen in Hamburg 
Schutz. 2.915 wurden nach dem Königsteiner Schlüssel in an-
dere Bundesländer verteilt. 2.125 Personen wurden Hamburg 
zugewiesen, darunter 2.070 mit Unterbringungsbedarf.

Damit hat die Freie und Hansestadt Hamburg in diesem 
Jahr insgesamt 10.293 Menschen aufgenommen. Insgesamt 
9.296 Menschen waren auf eine öffentliche Unterkunft ange-
wiesen. Die monatliche Entwicklung ist der folgenden Tabelle 
zu entnehmen (Quelle: Einwohner-Zentralamt)

Monat Schutz-
suchende (vor 
Verteilung)

davon 
Hamburg 
zugewiesen

darunter mit 
Unterbrin-
gungsbedarf

Januar 1.557 924 845

Februar 1.755 1.080 1.004

März 1.811 937 794

April 1.817 844 777

Mai 2.192 985 898

Juni 3.404 1.673 1.407

Juli 5.709 1.725 1.501

August 6.676 2.125 2.070

Summe: 24.921 10.293 9.296

Vorjahreszeit-
raum:

7.011 3.635 3.025

 
Die im August 2015 Hamburg zugewiesenen Personen stam-
men u.a. aus folgenden Hauptherkunftsländern:
Staatsangehörigkeit Zahl der Personen

Syrien 765

Afghanistan 451

Albanien 300

Irak 162

Eritrea 136
(...)
Weitere Balkanstaaten:
Staatsangehörigkeit Zahl der Personen

Mazedonien 37

Serbien 45

Bosnien-Herzegowina 38

Kosovo 2

Montenegro 0

Ausbau der Unterbringungskapazität
Gegenwärtig verfügt Hamburg in 98 Standorten über rund 
27.300 Plätze zur Unterbringung von gefl üchteten Menschen 
in Hamburg: Zentrale Erstaufnahme (ZEA) = 13.300 Plätze, 
davon 4.000 in Zelten. Öffentlich-rechtliche Unterbringung = 
14.000 Plätze, davon rund 2.600 für Wohnungslose

Nach derzeitiger Planung werden bis zum Jahresende rund 
11.400 weitere Plätze in 39 neuen und bereits geplanten 
Standorten eingerichtet werden können. Darüber hinaus wer-
den bereits weitere Standorte vorbereitet, die 2016 in Betrieb 
genommen werden können (6.700 Plätze). Eine Vielzahl wei-
terer Objekte ist in Prüfung, kann in der Realisierung aber 
noch nicht konkret beurteilt werden.

Information der Nachbarn
Über kurzfristige Maßnahmen wird die Nachbarschaft eines 
geplanten Standortes per Handzettel, mit Hilfe der Medien 
und in sozialen Netzwerken bzw. auf der Internetseite www.
hamburg.de/sofortmassnahmen informiert.
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Flüchtlingshilfe und Steuermehreinnahmen
Von Joachim Bischoff

Die Grundversorgung von Flüchtlingen – also die Unterbrin-
gung, Verpfl egung, Basisausstattung, medizinische Betreuung, 
Schule und Ausbildung – ist eine staatliche Aufgabe. Doch in 
den letzten Wochen ist auch in Hamburg deutlich geworden: 
Ohne ehrenamtliches Engagement der BürgerInnen unter Be-
teiligung der Organisationen aus der Zivilgesellschaft könnte 
die aktuelle Herausforderung nicht bewältigt werden. 

Weltweit erleben wir die größte Flüchtlingsbewegung 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit derzeit über 60 Mio. Men-
schen auf der Flucht vor Krieg, Gewalt, Zerstörung und men-
schenunwürdigen Lebensbedingungen in ihren Heimatlän-
dern. Deutschland, Österreich und Schweden sind als Länder 
in Zentraleuropa mit der Unterstützung und Hilfeleistung vor 
besondere Herausforderungen gestellt. Die Bundesregierung 
hat die Zahl der in Deutschland ankommenden Flüchtlinge 
und Zufl uchtsuchenden im Jahr 2015 auf 800.000 Menschen 
nach oben korrigiert. 

Auch Hamburg erreicht eine deutlich höhere Zahl von 
Flüchtlingen als ursprünglich prognostiziert. Die Hansestadt 
erwartet bis Ende dieses Jahres rund 30.000 Flüchtlinge. Ca. 
15.000 müssen in der Stadt auf mittlere Sicht eine Unterkunft 
fi nden und mit all dem versorgt werden, was ihnen eine Le-
bensperspektive gibt. Die anderen werden auf andere Bun-
desländer umverteilt. Zurzeit ist in Hamburg Platz für 25.000 
Flüchtlinge, Unterkünfte für weitere 11.500 sollen bis zum 
Ende des Jahres folgen. Ungefähr 3.000 Flüchtlinge leben in 
Zelten, die nun durch Heizgeräte winterfest gemacht werden 
sollen. Neben der Schaffung von winterfesten Quartieren und 
der medizinischen Betreuung kommt es auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt, in Schulen und Kitas an.

Dass es nur mit ehrenamtlicher Unterstützung bei der 
Grundversorgung klappt, bestreiten weder Senat noch Sozial-
behörde. Als die Stadt sich gezwungen sah, die Grundversor-
gung von 1.200 Flüchtlingen in eine Messehalle zu verlegen, 
entstand aus einer örtlichen Flüchtlingsinitiative eine ehren-
amtliche Bewegung, wie sie Hamburg noch nicht gesehen hat: 

Arbeitsgruppen für Kinderbetreuung, Ausfl üge, Rechtsbera-
tung, mehr als 200 ÜbersetzerInnen, die vor allem ins Ara-
bische dolmetschen. PsychologInnen und PsychiaterInnen 
beraten an zwei Tagen die Woche, ein Netzwerk von 120 Ärz-
tInnen, SanitäterInnen und Pfl egerInnen ist entstanden, Hun-
derte Freiwillige geben Deutschkurse. Zu Hunderten strömen 
Helferinnen und Helfer täglich in die Kleiderkammer der pro-
visorischen Unterkunft, um Spenden zu sortieren, zu verpa-
cken und auszugeben. »Die Kleiderkammer ist eine zurzeit un-
verzichtbare Struktur, um Flüchtlingseinrichtungen in ganz 
Hamburg mit Spenden zu beliefern«, sagt Andy Grote, Leiter 
des zuständigen Bezirksamts Mitte. »Hier kommen Menschen 
aus allen Stadtteilen, um die Flüchtlinge zu unterstützen – 
das wäre an weniger zentralen Standorten nicht so erfolg-
reich.« Daher will der Bezirk in einem Schulgebäude im Ka-
roviertel eine Etage freiräumen, um Initiativen den Aufbau 
eines »Refugee Welcome Centers« zu ermöglichen.

Und wie ist diese Herausforderung durch die Flüchtlings-
bewegung mit Blick auf die öffentlichen Finanzen zu bewäl-
tigen? Für die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlin-
gen hat die Hamburgische Bürgerschaft Anfang September 
zusätzliche 501 Mio. Euro genehmigt. Im Doppelhaushalt 
2015/16 waren pro Jahr ca. 300 Mio. für die Grundversor-
gung beschlossen worden. Der Senat hat jetzt den Mehrbe-
darf für 2015 und 2016 beantragt. Bereits im Juni waren zu-
sätzliche Mittel in Höhe von 67,6 Mio. Euro für dringende 
Investitionen verabschiedet worden. Insgesamt werden somit 
2015/2016 wenigstens 1,17 Mrd. Euro zur Flüchtlingsbetreu-
ung anfallen, also pro Haushaltsjahr ca. 550 Mio. Bislang steu-
ert der Bund ca. 25 Mio. Euro zu dieser Kasse zu.

Bei den signifi kant gestiegenen Zahlen für Flüchtlingsun-
terbringung und -betreuung sind deutliche Mehrbedarfe un-
vermeidlich. Weil die städtischen Behörden sich nicht zu-
trauen, diese Bedarfe differenziert aufzuschlüsseln, wird es 
einen zentralen Topf in der Finanzbehörde geben, mit dem 
ein fl exibles Finanzmanagement etabliert werden kann. Dies 
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ist zwar auch haushälterisch ungewöhnlich, aber zur Bewälti-
gung der Aufgaben unvermeidlich.

Und wie sollen die zusätzlichen Mittel aufgebracht wer-
den? Im Prinzip freut sich Senator Tschentscher über wach-
sende Mehreinnahmen. Die Stadt Hamburg wird in diesem 
Jahr wegen der guten konjunkturellen Lage Steuern in Höhe 
von rund 9,91 Mrd. Euro und im nächsten Jahr 10,16 Mrd. 
Euro einnehmen. Das sind für beide Jahre zusammen fast 290 
Mio. Euro mehr als noch in der Steuerschätzung vom Novem-
ber 2014 angenommen.

Überhaupt melden Bund, Länder und Kommen eine Ent-
spannung bei den Finanzen. Die Einnahmen des Staates stie-
gen im ersten Halbjahr um 3,7% auf 662 Mrd. Euro. Das Steu-
eraufkommen – als wichtigste Quelle – legte spürbar zu. Der 
deutsche Staat hat im ersten Halbjahr dank der guten Kon-
junktur den höchsten Überschuss seit rund 15 Jahren erzielt. 
Bund, Länder, Kommunen und Sozialversicherungen nahmen 
zusammen 21,1 Mrd. Euro mehr ein, als sie ausgaben, wie das 
Statistische Bundesamt im August mitteilte. Dies entspricht 
1,4% des Bruttoinlandsprodukts. 

Damit könnte Deutschland 2015 das zweite Jahr in Folge 
einen Überschuss schaffen, nach plus 0,3% in 2014. Die Haus-
halte konnten weiter von einer günstigen Beschäftigungs- und 
Wirtschaftsentwicklung sowie einer moderaten Ausgabenpo-
litik profi tieren. Es gibt also eine positive Grundkonstellation 
– allerdings müsste die Verteilung dringlich geändert werden. 
Vor allem die Kommunen, in denen die Hauptbelastung an-
fällt, drängen auf eine Verbesserung der Finanzausstattung. 
Einige Bundesländer haben gleichfalls große Finanzprobleme 
und die Nichteinhaltung der vereinbarten Schuldenbremse 
angedroht. Der Stadtstaat Bremen – ohnehin in strikter Kon-
trolle durch den Stabilitätsrat – hat eine Ausgabensperre ver-
fügt. 

Auch Hamburg drücken Schulden, aber aktuell bedeuten 
Steuermehreinnahmen in Verbindung mit einem rigorosen 
Sparkurs: Hamburg erwirtschaftet Überschüsse. Nachdem 
Hamburg schon 2014 einen Haushaltsüberschuss von mehr 
als 400 Mio. Euro erzielt und damit ausschließlich Schul-
den getilgt hatte, lag der Etat per Ende Mai erneut mit 360 
Mio. Euro im Plus. Der Hamburger Finanzsenator betont zu 
Recht, dass sich diese Summe nicht einfach linear aufs Ge-
samtjahr hochrechnen lasse. Aber wenn es keinen Konjunk-
tureinbruch gibt, steht am Jahresende wieder ein Überschuss 
im hohen dreistelligen Millionenbereich. Das selbstgestrickte 
politische Problem ist allerdings, dass die Stadt dieses Geld 
nur zur Schuldentilgung nutzen darf. Neben der Schulden-
bremse hat sich die Hansestadt durch ein Finanzrahmenge-
setz gebunden. Wegen dieser gesetzlichen Regelungen dürfen 
die Mehreinnahmen nicht zur Finanzierung der Ausgaben für 
die Grundversorgung der Flüchtlinge herangezogen werden.

Eine Änderung des Finanzrahmengesetzes wäre denkbar 
und politisch machbar. Dies will die Regierungskoalition aber 
auf keinen Fall und wird dabei von den bürgerlichen Oppo-
sitionsparteien bestärkt. Der Grund: Das Finanzkonzept des 
Senats beruhe darauf, den festgelegten Ausgabenrahmen 
festzuschreiben. Wie im Grundgesetz festgelegt und in die 

Hamburgische Verfassung hineingeschrieben – deren Ände-
rung hinsichtlich der Schuldenbremse mit großer Mehrheit 
beschlossen worden sei – soll die Schuldenbremse auf jeden 
Fall eingehalten werden.

Mit der Notwendigkeit einer Aktualisierung des Steuer-
trends im Finanzrahmengesetz werde sich der Senat im Zu-
sammenhang mit der Überarbeitung und Fortschreibung der 
mittelfristigen Finanzplanung bis in das Jahr 2019 befassen. 
Eine solche Änderung sollte nicht nur deshalb erfolgen, weil 
man gerade mehr Geld benötige. Dies sei nicht die Denkart 
des rot-grünen Senats. Es gelte das Grundgesetz und die Ham-
burgische Verfassung sei einzuhalten – das sei ihnen bisher 
auch durch eine sehr konservative Planung und neoliberale 
Praxis gelungen. Der Haushaltsüberschuss 2014 wäre sonst 
nicht zustande gekommen und hätte in der Zinsentwicklung 
auch nicht in dem Umfang zu Entlastungen geführt. An die-
ser konservativen Denkart will die Sozialdemokratie mit Ent-
schiedenheit festhalten – und der Senatspartner liefert zu 
dieser neoliberalen Veranstaltung eh nur die Grünbeilage.

Die politisch konservative Schlussfolgerung: Die zusätzlich 
bewilligten Gelder sollen unter anderem durch eingesparte 
Zinsen (240 Mio. Euro), Reservemittel (82 Mio. Euro) und Um-
schichtungen in den Behördenetats fi nanziert werden. Weil 
die Mehrbedarfe aber immer noch unterschätzt werden, wird 
der jetzt beschlossene Finanzrahmen nicht ausreichen und 
Hamburg laboriert damit weiter an einem Luxusproblem. Es 
gibt Finanzmittel, aber die Ausgaben für Flüchtlinge sollen 
durch Kürzungen bei bestehenden Ausgabenplänen aufge-
bracht werden. Vom Bund wird es mindestens für 2016 hö-
here Mittel geben, sodass auch durch die hohen Anforde-
rungen bei der Grundversorgung keine fi nanziellen Engpässe 
drohen.

A
m

 H
am

bu
rg

er
 H

au
pt

ba
hn

ho
f (

Fo
to

: A
nj

a 
M

at
zk

e-
Sc

hu
be

rt
)







Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Christiane Schneider (0160 944 74 67 | 
christiane.schneider@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Schneider, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | BürgerInnenbrief 23.9.2015 Seite 11 

Bundesweite Konferenz Mieten & Wohnen

Am 25./26. September fi ndet eine von Mietervereinen und 
-initiativen aus ganz Deutschland organisierte und beschickte 
Konferenz zu Mieten und Wohnen in Hamburg statt. Auch für 
die örtliche LINKE eine ideale Möglichkeit, sich mit den neu-
esten Tendenzen auf dem Miet- und Wohnungsmarkt vertraut 
zu machen und in den Arbeitsgruppen mitzudiskutieren. Ta-
gungsort ist das Department Soziale Arbeit in der Hochschule 
für Angewandte Wissenschaften (Alexanderstraße 1). Mehr 
Infos (u.a. zu den Arbeitsgruppen und den ReferentInnen) 
gibt es unter www.netzwerk-mieten-wohnen.de. Wir drucken 
hier den Konferenzaufruf ab.

Netzwerk Mieten & Wohnen – Konferenz 2015
Seit vielen Jahren kämpfen Mieter*innen und Mietervereine 
gegen die fortlaufenden Verschlechterungen auf dem Woh-
nungsmarkt. Die Idee einer Versorgung breiter Bevölkerungs-
kreise mit bezahlbaren und lebenswerten Wohnungen hat sich 
zugunsten einer marktorientierten Versorgung gewandelt. Die-
se Entwicklung läuft nicht ohne Widerstand von Mieter*innen 
und Mietervereinen in zahlreichen Städten. Was aber fehlt, ist 
eine systematische Diskussion grundsätzlicher Alternativen in 
der Mieten- und Wohnungspolitik, die über die derzeitigen ta-
gespolitischen Diskussionen hinausgehen. Daher haben sich 
verschiedene an Wohnungsthemen arbeitende Akteure zur 
kontinuierlichen Debatte zum Netzwerk Wohnen & Mieten zu-
sammengeschlossen. Dieses neue Netzwerk lädt am 25./26. 
September alle Interessierten zu einer Arbeitskonferenz nach 
Hamburg ein. Nach der Konferenz soll das Netzwerk Mieten & 
Wohnen als arbeitsfähige Struktur etabliert werden. Die Pla-
nung konkreter Projekte (Kampagnen, Öffentlichkeitsarbeit, 
ggf. Verabredung zum Erstellen eines eigenen Gesetzesvor-
schlages für ein neues Mietrecht) könnten ebenso verabredet 
werden.

Was wir mit der Konferenz wollen
Die Transformation der Wohnungspolitik hatte mit der Ab-
schaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 1990 begonnen. 
Wohnungen gerieten in der Folge mit dem ersten Hype um 
deutsche Wohnungen ab dem Jahr 2000 verstärkt in Hände 
renditeorientierter Unternehmen. Auch öffentliche, kommu-
nale Wohnungsunternehmen sind heute häufi g als Gewinn-
bringer für die klammen kommunalen Kassen eingeplant und 
vernachlässigen ihre wohnungspolitischen Aufgaben. Neben 
vor allem in den Metropolen rasant gestiegenen Mieten sind 
Mieter*innen mit Instandhaltungsstau konfrontiert. Die Politik 
scheut sich meist, in den Wohnungsmarkt einzugreifen, weil 
es nicht opportun ist oder weil kein Geld für öffentliche Leis-
tungen mehr bereitstehen soll.

Im Netzwerk und auf der Arbeitskonferenz sollen nun ver-
schiedene Vorstellungen für lebenswerte und bezahlbare 
Wohnungen vertieft werden sowie die Vernetzung wohnungs-
politischer aktiver Akteure und Institutionen in Deutschland 
vorangetrieben werden. Eingeladen zur Konferenz sind inte-
ressierte Mietrechtsanwält*innen, Mietervereine, Initiativen, 
Ökonom*innen, Architekt*innen und weitere wohnungspoli-
tische Akteure.

Auf der Konferenz werden parallel vier Themenfelder in 
Workshops diskutiert. Am Ende der Konferenz werden diese 
zusammengetragen und Fragen wie Ideen für die Arbeit des 
Netzwerks formuliert.

Themenschwerpunkt Mieterinitiativen, 
Organizing & Kampagnen
Die Auseinandersetzungen und Konfl ikte um Wohnraum und 
-umfeld haben in den vergangenen Jahren zugenommen. Sie 
betreffen nicht selten ganze Quartiere. Die Menschen vor Ort 
werden in der Regel nur sehr zögerlich in die Stadtplanung 
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Demokratie wagen – mit dem KoZe sprechen!
Von Christiane Schneider

Nach über 30 Tage andauernder Polizeipräsenz beim »Kollek-
tiven Zentrum« (KoZe) im Münzviertel, nach hartnäckiger Ge-
sprächsverweigerung durch die verantwortliche Finanzbe-
hörde, nach heftigen Angriffen der CDU auf das KoZe und 
einer teilweise reißerischen Medienberichterstattung hatte 
die LINKE das Thema »Demokratie wagen – mit dem Kollek-
tiven Zentrum sprechen!« Anfang September auf die Tages-
ordnung der Bürgerschaft gesetzt. Wir nehmen hier die von 
Christiane Schneider, Wahlkreisabgeordnete und innenpoli-
tische Sprecherin der Fraktion, gehaltene Rede auf.

Worum geht es eigentlich in diesem Konfl ikt?
Glaubt man der Finanzbehörde, dann gibt es keinen Konfl ikt: 
Für die Finanzbehörde gibt es gar kein Gegenüber, und schon 
gar nicht ein Gegenüber mit legitimen Interessen. Für die Fi-
nanzbehörde gibt es nur ihren Willen und die Polizei. Ihr geht 
es allein um die Durchsetzung ihres Willens, und alles, was 
dem im Wege steht, wird als Hindernis behandelt, das aus 
dem Weg geräumt wird, koste es, was es wolle. 

Das war mit dem Polizeieinsatz zur Errichtung eines Bau-
zaunes am 27. Juli so. Vorwand waren damals Asbestarbeiten, 
inzwischen hört man, dass kein Asbest gefunden wurde. Das 
war mit der Dauerbelagerung des KoZe seit dem 27. Juli so. 
Das war gestern so, als der Bauzaun bis fast an das vom KoZe 
genutzten Gebäude herangezogen wurde, der bisher genutzte 
Hof geräumt, Bäume gefällt und Teile der Gehörlosenschule 
eingerissen wurden. In beiden Fällen wurde ein großes Po-
lizeiaufgebot bemüht, gestern auch Hubschrauber, Wasser-

werfer, Räumpanzer. Der Sprecher der Finanzbehörde ver-
stieg sich zu der Behauptung: Dass man mit dem KoZe nicht 
sprechen könne, sei durch den Polizeieinsatz bewiesen. Fakt 
ist: Die Behörde ließ die Polizei auffahren, weil man mit dem 
KoZe nicht sprechen will. 

Die Verantwortlichen täuschen die Öffentlichkeit. Es gibt 
einen Konfl ikt, es gibt in diesem Konfl ikt legitime Interessen 
der BewohnerInnen des Münzviertels und der NutzerInnen 
des KoZe. Es geht, wie so oft, um die Frage: Wie wollen wir in 
dieser Stadt zusammenleben? Wie können vielfältige Lebens-
stile und Lebensentwürfe zur Geltung kommen? Wie können 
Freiräume für kulturelle Selbstbestimmung geschaffen wer-
den? Wie kann Stadtentwicklung demokratisch gestaltet wer-
den? 

Es geht um das weite Feld der Teilhabe, der Partizipation. 
Doch statt Partizipation zu ermuntern, führt sich die Stadt 
und insbesondere die Finanzbehörde auf wie eine Machtha-
berin, die entscheidet und nach dem Basta-Prinzip ihre Ent-
scheidungen von oben nach unten durchsetzt. Ganz nach dem 
Motto: »La ville c’est moi« – die Stadt bin ich.

Günter Westphal, Vertreter des gemeinnützigen Vereins 
KuNaGe (Kunstlabor naher Gegenden) aus dem Stadtteil, der 
die Räumlichkeiten des KoZe gemietet hat, hatte völlig Recht, 
als er gestern fassungslos sagte: »Man hat uns vorher nicht 
informiert. Man hätte mit uns reden können – hat man aber 
nicht. Man hätte sich den ganzen Aufwand hier mit den Po-
lizeieinsätzen hier sparen können. Wir hätten das durch Ge-
spräche gelöst.«
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Keine tabula rasa auf dem Kleinen Grasbrook
Von Marion Fisch

Eine echte Hamburgensie bildete den Startpunkt der nolym-
pischen Fahrradtour zum Kleinen Grasbrook: Am Alten Elbtun-
nel versammelten sich am Sonntagnachmittag, 20. September, 
bei schönem Herbstwetter gut 25 LINKE und weitere Interes-
sierte, um von Steinwerder aus ein Gelände zu erkunden, das 
sich in den Planungen der Olympia-StrategInnen wie eine idea-
le Fläche ausnimmt – am Wasser gelegen, in Sichtweite der 
»zukunftsweisenden« HafenCity, mitten in der Stadt und doch 
fern von störendem Szenepublikum. Heike Sudmann hatte die 
Tour erarbeitet, um zu zeigen, was es mit dieser für die »Olym-
pic City« auserkorenen Fläche so auf sich hat. 

Es war eine sehr anschauliche Erkundung durch die Un-
tiefen olympia-getriebener Stadtvisionen, gerade auch für 
TeilnehmerInnen, für die der Hafen faszinierend, aber auch in 
weiten Teilen buchstäblich unbekanntes Gelände ist. Gerald 
Kemski (AG Betrieb und Gewerkschaft und langjähriger Ha-
fenexperte der LINKEN), erläuterte die Bedeutung des Kleinen 
Grasbrooks für die dort ansässigen Betriebe und die Folgen 
(und Kosten) ihrer Verlagerung für die Hafenwirtschaft. Den 
Hintergrund bilde die gerade in Hamburg zu beobachtende 
Tendenz zur fast völligen Containerisierung des Hafens – mit 
der Konsequenz immer stärkerer Rationalisierung auf Kosten 
von Arbeitsplätzen. 

Hinter dem Hafenmuseum, der Außenstelle des Museums 
der Arbeit (und Beispiel der Privatisierung von Hafengelände, 
wie Jörg von Prondzinski erläuterte) konnte das scheinbar so 
»leere« gegenüberliegende Ufer des Kleinen Grasbrooks be-
sichtigt werden. Mehr als 1.500 Beschäftigte sind hier noch 
tätig. Die Grimaldi-Reederei schlägt dort Kraftfahrzeuge um, 
Edeka unterhält ein umfangreiches Fruchtzentrum... Für die 
Umsiedlung dieser und weiterer Betriebe werden allein Milliar-
den fällig, allerdings nicht im Olympiaetat aufgeführt, sondern 
in Sondervermögen. Auch an diesem Punkt wird die kurzfristig 

nicht – und schon gar nicht bis zum Referendum im November 
– eingrenzbare fi nanzielle Belastung der Olympischen Spiele 
für Hamburg deutlich. 

Heike erinnerte an frühere Planungen, die Universität auf 
den Kleinen Grasbrook zu verlegen, und verwies auf Probleme 
der Verkehrsanbindung und die Emissionsbelastungen für die 
Wohnungen, die aus der Nachnutzung des Olympischen Dorfes 
dort entstehen sollen. Auch das mit dem IOC-Vertrag verbun-
dene Sicherheitskonzept wurde angesprochen, wobei dieses 
auch in den über Hamburg verteilten weiteren olympischen 
Sportstätten greifen wird, mit Demonstrationsverboten werden 
also viele Stadtteile konfrontiert werden. Danach ging es sport-
lich weiter auf den zugänglichen Teil des Kleinen Grasbrooks, 
vorbei am Lagerhaus G am Dessauer Ufer, ausgedehnten Spei-
chergebäuden, in denen am Kriegsende KZ-Häftlinge unter-
gebracht wurden. An dem denkmalgeschützten Komplex exi-
stiert eine Gedenktafel. Wie er in die Olympic City einbezogen 
werden soll, ist noch in der Diskussion. Vermutlich wird dem 
Geschichtsmarketing auch dazu etwas einfallen, doch wie ein 
Sperriegel gegen dynamische Sportevents wirken die Back-
steinhallen schon. Neben dem Edeka-Gelände konnte abschlie-
ßend ein Blick auf das gegenüberliegende Überseezentrum ge-
worfen werden, ein 1968 eingerichtetes Güterverteilzentrum, 
das heute von der HHLA (Hamburger Hafen und Logistik AG) 
für Lager- und Distributionsarbeiten betrieben wird, dem olym-
piabeschleunigten Strukturwandel aber im Wege steht.

Fazit: Ein wichtiger Einblick in die räumliche Dimension 
des Olympiaprojekts und eine für alle HamburgerInnen, ins-
besondere die noch Unentschlossenen vor dem Referendum, 
empfehlenswerte Tour. Allerdings mit dem auch hier wieder 
geltenden Motto: »Man sieht nur, was man weiß.« Daher ein 
großer Dank an Heike und ihr Team für die Rundfahrt, die hof-
fentlich wiederholt wird!
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